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Medienkonferenz mit Bundespräsidentin Karin Keller-
Sutter, 6.6.25  
 
Es gilt das gesprochene Wort. 
 
Frau Vizekanzlerin 
Frau Präsidentin Amstad 
Herr Präsident Schlegel 
Geschätzte Medienschaffende 
 
Im März 2023 ist es den Behörden gelungen, einen 
unkontrollierten Zusammenbruch der Credit Suisse zu 
verhindern. Damit konnte Schaden von der Volkswirtschaft, 
dem Bund und den Steuerzahlenden abgewendet werden. Die 
Lösung damals war eine Übernahme der CS durch die UBS, 
flankiert von staatlicher Hilfe. 
 
Im Nachgang zur Krise war man sich einig: Erstens muss der 
Bund alles vorkehren, damit eine ähnliche Krise möglichst 
verhindert werden kann. Und wenn es trotzdem zu einer Krise 
kommt, muss er - zweitens - dafür sorgen, dass auch eine 
global systemrelevante Bank stabilisiert oder geordnet 
abgewickelt werden kann. 
 
Das ist das Ziel der Too-big-to-fail-Regulierung. Das war 
natürlich auch schon vorher das Ziel, aber die Krise der Credit 
Suisse hat gezeigt, dass die Regulierung Lücken hat, die nun 
geschlossen werden müssen.  
 
Darauf haben sich die Arbeiten beim Bund, im Parlament und 
auch auf internationaler Ebene seither konzentriert.  
 
Im April letzten Jahres hat der Bundesrat in seinem Bericht zur 
Bankenstabilität, dem Too-big-to-fail-Bericht, Massnahmen zu 
diesem Zweck vorgestellt. Er hat danach auch das Ergebnis 
der Parlamentarischen Untersuchungskommission PUK 
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abgewartet, damit er ihre Empfehlungen und Vorstösse 
ebenfalls noch aufnehmen konnte.  
 
Heute hat der Bundesrat nun eine erste 
Verordnungsanpassung in die Vernehmlassung geschickt und 
die Eckwerte für Gesetzesanpassungen verabschiedet. Auch 
zu den Gesetzesanpassungen wird es natürlich noch eine 
ordentliche Vernehmlassung geben. 
 
Es handelt sich bei den vorgeschlagenen Massnahmen um ein 
Bündel von Gesetzes- und Verordnungsanpassungen, die sich 
gegenseitig ergänzen. Es geht also um ein Paket, es geht nicht 
einfach um eine einzelne Massnahme, sondern es ist wichtig, 
dass man sieht, es ist ein gesamtheitlicher Ansatz. 
 
 
Die insgesamt 31 Massnahmen sind so gewählt und 
ausgestaltet, dass sie zielgerichtet die Widerstandskraft des 
Bankensystems erhöhen: Es werden die Prävention und 
Liquidität gestärkt und das Kriseninstrumentarium erweitert, 
das für eine geordnete Abwicklung einer systemrelevanten 
Bank notwendig ist. 
 
Die Massnahmen sind risikobasiert und sollen darum auch 
gezielt eingeführt werden für die systemrelevanten Banken und 
zum Teil auch spezifisch für international tätige 
systemrelevante Banken. Nur dort, wo eine Eingrenzung z.B. 
aus Wettbewerbsgründen nicht zweckmässig ist, betreffen sie 
auch andere Finanzinstitute. 
 
Ich gebe zunächst einen Überblick über die wichtigsten 
Beschlüsse des Bundesrats, bevor ich Herrn Schlegel und Frau 
Amstad das Wort gebe. 
 
Ich gehe dabei nur auf die Kernmassnahmen ein. Details zu 
allen 31 Massnahmen können Sie den Unterlagen entnehmen. 
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Der Bundesrat hat sich – im Sinne der Prävention – für die 
Einführung eines Verantwortlichkeitsregimes ausgesprochen. 
Hier geht es darum, dass eine schriftliche Zuordnung der 
Verantwortung an einzelne Personen auf hoher 
Führungsebene innerhalb einer Bank erfolgt. 
 
Das ist im Grunde eine Selbstverständlichkeit. In jedem gut und 
verantwortungsvoll geführten Unternehmen weiss man, wer 
wofür die Verantwortung trägt. Falls eine Person ihre 
Verantwortung nicht wahrnimmt, sollen gesperrte Boni nicht nur 
gekürzt oder aberkannt, sondern auch zurückgefordert werden 
können. Genau das, die Rückforderung bereits ausbezahlter 
Boni, soll künftig ebenfalls möglich sein. Auch dafür soll darum 
die gesetzliche Grundlage geschaffen werden. 
 
Die klare Zuordnung der Verantwortlichkeiten erleichtert es der 
FINMA auch, ein Fehlverhalten nachzuweisen und die 
entsprechenden Personen mit einem Gewährsentzug oder 
einem Berufsverbot zu sanktionieren.  
 
Im Bereich des Kriseninstrumentariums schlägt der Bundesrat 
zudem vor, die Aufsichtskompetenzen der FINMA zu erweitern 
und die Anforderungen für Stabilisierungs- und 
Abwicklungspläne zu erhöhen. 
 
Ebenso soll das Potenzial für die Liquiditätsversorgung durch 
die Schweizerische Nationalbank [als Lender of Last Resort] 
deutlich ausgebaut werden. Hier geht es beispielsweise um 
Vorgaben, wie sich Banken für den Bezug von Liquidität 
vorbereiten müssen. Die Vorlage ist dort sistiert. 
 
Wie Sie wissen, spielt im Bereich der Liquidität auch der 
sogenannte Public Liquidity Backstop eine wichtige Rolle, die 
entsprechende Botschaft hat der Bundesrat allerdings bereits 
im September 2023 zu Handen des Parlaments verabschiedet. 
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Ich komme zu den Massnahmen im Bereich der Eigenmittel. 
Sie sind für die Stabilität des Finanzsektors und damit für den 
Schutz der Volkswirtschaft und der Steuerzahlenden natürlich 
zentral. 
 
Auch diese Massnahmen wurde darum in enger 
Zusammenarbeit mit der FINMA und der SNB analysiert und 
definiert. 
 
Zu unterscheiden ist hier zwischen Massnahmen auf 
Verordnungsstufe und auf Gesetzesstufe. 
  
Auf Verordnungsstufe möchte der Bundesrat unter anderem die 
Schwachstellen bei Aktiven wie Software und latenten 
Steueransprüchen korrigieren. Hier hat sich gezeigt, dass diese 
Aktiven entweder in Krisen nicht werthaltig genug oder 
grundsätzlich schwer zu bewerten sind.  
 
Verzichtet hat der Bundesrat hingegen auf eine generelle 
Erhöhung des Eigenkapitals. Stattdessen möchte er auf 
Gesetzesstufe verankern, dass ausländische 
Tochtergesellschaften im Schweizer Stammhaus künftig mit 
mehr Eigenmitteln als heute unterlegt werden müssen. 
 
Dieser Vorschlag geht auf eine gründliche Analyse der CS-
Krise zurück. In dieser Krise hatte sich gezeigt, dass die 
heutige Regelung eine Schwachstelle hat. 
 
Zur Erinnerung: Heute muss der Wert der ausländischen 
Töchter im Schweizer Stammhaus, dem diese Töchter 
angegliedert sind, nur zu 60 Prozent mit Eigenkapital unterlegt 
werden. Dabei handelt es sich um sogenanntes Going-
Concern-Kapital, also hartes Kernkapital und ergänzende AT1-
Instrumente. Die Unterlegung rein mit hartem Kernkapital, das 
zur Verfügung steht, um Verluste im laufenden Betrieb 
aufzufangen, beträgt sogar nur rund 45%. 
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Wenn eine Tochter aber nur zu 45 Prozent mit hartem 
Kernkapital unterlegt ist und die Tochter an Wert verliert, dann 
reduziert sich damit das Eigenkapital im Schweizer 
Stammhaus. Unter Umständen kann das Stammhaus dann die 
Eigenkapitalvorschriften für das eigene Geschäft nicht mehr 
erfüllen. Auch bei einem teilweisen oder ganzen Verkauf kann 
dieser Fall eintreten.  
 
Im Fall der Credit Suisse hat dieser Mechanismus die 
Handlungsoptionen der Bank stark eingeschränkt. Sie konnte 
sich nicht von ausländischen Tochterunternehmen oder Teilen 
von ihnen trennen, weil damit das Schweizer Stammhaus 
gewissermassen selber mit hineingezogen worden wäre und 
die regulatorischen Eigenkapitalvorschriften unterschritten 
hätte. 
 
Die Bank wäre also in einer kritischen Phase zusätzlich 
destabilisiert worden. 
 
Der Bundesrat hat darum bereits letztes Jahr beschlossen, 
diese Schwachstelle zu beheben. 
 
Heute hat er dies bestätigt und entschieden, dass die 
Unterlegung künftig 100 Prozent betragen soll. Zugleich soll die 
Qualität der Eigenmittel verbessert werden, indem die 
Unterlegung nur durch hartes Kernkapital erfolgt. 
 
Bevor ich auf diese Massnahme noch etwas näher eingehe, 
möchte ich jetzt der SNB und der FINMA das Wort geben, 
damit sie ihre Einschätzung zum heute präsentierten Paket 
erläutern können. 
 
Bitte, Herr Schlegel. 
 
…… Schlegel. 
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Danke, Herr Schlegel. Gerne gebe ich nun das Wort an 
Marlene Amstad mit der Bitte um eine Einschätzung aus Sicht 
der Aufsichtsbehörde. 
 
…… Amstad. 
 
Danke, Frau Amstad. 
 
Die höhere Unterlegung der Tochtergesellschaften hat einige 
Fragen aufgeworfen. Ich möchte diese zentrale Massnahme 
darum nochmals aus Sicht des Bundesrats würdigen und auch 
kurz darlegen, warum er alternative Massnahmen verworfen 
hat.  
 
Dieser Vorschlag hat den Vorteil, dass er verglichen mit 
anderen Vorschlägen im Bereich der Eigenmittel sehr gezielt 
wirkt. 
 
Zur Diskussion stand ja auch eine generelle Erhöhung der 
sogenannten progressiven Komponente beim Eigenkapital oder 
eine generelle Anpassung der Leverage Ratio.  
 
Sie erinnern sich sicher an die entsprechenden Forderungen.  
 
Solche pauschalen Ansätze orientieren sich aber weniger am 
Risiko, sondern einzig an der Grösse der Bank. 
 
Damit sie Wirkung erzielen, würden sie darum – erstens – bei 
der betroffenen Bank zu einem grösseren zusätzlichen 
Eigenkapitalbedarf führen als die Massnahme, die der 
Bundesrat jetzt vorschlägt. 
 
Zweitens wäre damit auch die in der CS-Krise identifizierte 
Lücke nicht geschlossen worden. 
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Und drittens hätten diese Massnahmen auch auf das Geschäft 
in der Schweiz gewirkt und damit in der Tendenz Kredite für die 
Wirtschaft und die Bevölkerung in der Schweiz verteuert.  
 
Sie waren dem Bundesrat darum zu weitgehend und zu wenig 
zielgerichtet. Insofern ist der heutige Eckwertentscheid auch als 
Kompromiss zu verstehen. 
 
Eine Unterlegung der ausländischen Töchter mit weniger als 
100 Prozent hat der Bundesrat hingegen als ungenügend 
erachtet und darum ebenfalls verworfen. 
 
Der Grund dafür ist, dass nur mit einer vollständigen 
Unterlegung mit hartem Kernkapital sichergestellt werden kann, 
dass die ausländischen Töchter für das Schweiz Stammhaus in 
einer Krise nicht zu einem Problem werden. Jede tiefere 
Unterlegung kann das Problem des fehlenden Eigenkapitals im 
Schweizer Stammhaus nicht konsequent beseitigen.  
 
 
Geschätzte Damen und Herren 
 
Es ist so, dass die UBS aufgrund der vorgeschlagenen 
Massnahme mehr Eigenkapital benötigen wird. Schätzungen 
dazu finden Sie auch in den beiden heute publizierten 
Gutachten.  
 
Theoretisch kann die Massnahme bedeuten, dass die UBS bis 
zu 23 Milliarden Dollar hartes zusätzliches Kapital benötigt. Das 
ist aber, und ich möchte das betonen, eine theoretische 
Sichtweise. Es kann auch deutlich weniger sein. Wie hoch der 
zusätzliche Kapitalbedarf am Ende tatsächlich ist, das hängt 
von vielen Faktoren ab und massgeblich auch davon, wie die 
UBS auf diese Massnahme reagiert. Das sind Entscheidungen, 
die in der Verantwortung der Bank und ihrer Organe liegen und 
nicht in der des Bundesrats. 
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Es ist bei der Eigenmittelfrage grundsätzlich zu beachten, dass 
es eine Vielzahl von Variablen gibt und dass die UBS selber 
einige davon aktiv beeinflussen kann. Jede Zahl ist deshalb mit 
Vorsicht zu geniessen. Sie kann weder Marktveränderungen 
noch Anpassungsentscheide der Bank vorwegnehmen. 
 
Bei internationalen Vergleichen von Kapitalquoten ist zudem 
das Grössenverhältnis einer Bank zu ihrem Sitzstaat zu 
beachten. Hier hat die Schweiz andere Voraussetzungen als 
die USA oder auch Frankreich. Die UBS hat, weil der 
Schweizer Markt klein ist, ein im Verhältnis viel grösseres 
Auslandsgeschäft als eine amerikanische oder eine 
französische Bank. Entsprechend ist die UBS im Verhältnis 
zum Schweizer BIP auch viel grösser: Ein Verhältnis, das auch 
laut der PUK in der Regulierung zwingend stärker 
berücksichtigt werden muss, insbesondere durch die Stärkung 
der Eigenmittelunterlegung ausländischer Beteiligungen. 
 
Bundesrat, Nationalbank und FINMA sind sich einig, dass die 
vorgeschlagene Massnahme sinnvoll, notwendig und 
zielgerichtet und für die UBS tragbar ist.  
 
Sie wird die neuen Vorgaben nicht von heute auf morgen 
umsetzen müssen. Der Bundesrat wird eine angemessene 
Übergangsfrist vorsehen, was ebenfalls dazu beiträgt, dass die 
Massnahme für die UBS tragbar ist. 
 
Auch die PUK hat in ihrem Bericht klargestellt, dass zusätzliche 
Kapitalkosten bei den Banken abgewogen werden müssen 
gegenüber den Kosten, die dem Staat bei einer notwendigen 
Unterstützung entstehen könnten. 
 
Es stellt sich darum – etwas vereinfacht gesagt – die Frage, 
wer das Risiko trägt: Die Aktionäre der Bank oder die 
Steuerpflichtigen.  
 
Der Bundesrat trägt die Verantwortung für die Steuerpflichtigen.  
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Wie geht es jetzt weiter. 
 
Der Bundesrat wird zur Eigenmittelunterlegung der 
ausländischen Tochtergesellschaften im Stammhaus bereits im 
Herbst dieses Jahres eine Vernehmlassung eröffnen. Dann 
folgt die Botschaft und das Parlament ist am Zug. Eine 
Inkraftsetzung wird daher frühestens 2028 erfolgen. Zudem soll 
für die Bank wie gesagt eine genügend lange Übergangsfrist 
gelten. Wir denken hier gegenwärtig an mindestens sechs bis 
acht Jahre nach der Inkraftsetzung. 
 
Die Vernehmlassung der Gesetzesvorlage zu den weiteren 
Massnahmen wie dem Verantwortlichkeitsregime oder den 
Boni ist für das erste Halbjahr 2026 geplant.  
 
Bei den Massnahmen auf Verordnungsstufe, die der Bundesrat 
bereits heute in die Vernehmlassung geschickt hat, ist ein 
Inkrafttreten frühestens 2027 möglich. 
 
Ich komme zum Schluss und fasse ganz kurz zusammen: 
 
Der Bundesrat hat heute ein Massnahmenbündel konkretisiert, 
das den Schweizer Finanzplatz krisenresistenter machen wird. 
 
Das Risiko einer Finanzkrise für Staat, Wirtschaft und 
Steuerzahlende wird damit reduziert. 
 
Die beschlossenen Massnahmen sind zielgerichtet und 
verhältnismässig. 
 
Sie sind auch für die UBS tragbar und sollen diese langfristig 
stärken; die entstehenden Kosten können von der UBS durch 
eigene Entscheidungen massgeblich beeinflusst werden. 
 
Bundesrat, Nationalbank und Finanzmarktaufsicht sind 
überzeugt, dass mit diesem Massnahmenpaket die 
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notwendigen Lehren aus der Krise der Credit Suisse im März 
2023 gezogen werden. 
 
Wir stehen Ihnen jetzt gerne für Fragen zur Verfügung. 


